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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 5/68 — Zoll- 
aussetzungen und Zollkontingente für Lachse usw.) 

— Drucksache V/4001 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die Zollverordnung wurde vom Herrn Präsidenten 
mit Schreiben vom 21. März 1969 an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen gemäß § 96 a 
GO zur Beratung überwiesen. 

1. Die Bundesrepublik ist nach dem Protokoll 
Nr. VII zum Abkommen betr. die Waren der 
Liste G berechtigt, für Halbstoffe zur Papierher- 
stellung zollbegünstigte Drittlandskontingente zu 
eröffnen. Bedingung ist, daß die Waren zur Dek- 
kung des Inlandsbedarfs erforderlich sind und die 
eingeführten Waren auch innerhalb des Mit- 
gliedstaates verarbeitet werden. 

Die Bundesrepublik ist auf zollbegünstigte Ein- 
fuhren von Sulfat- oder Natronzellstoff aus 
Ni cht-EWG -Ländern, vor allem Schweden und 
Finnland, dringend angewiesen, weil dieser Zell- 
stoff in den EWG -Ländern nicht in ausreichender 
Menge hergestellt wird. 

Die Bundesregierung hatte deshalb für das Ka- 
lenderjahr 1968 ursprünglich ein Zollkontingent 
von 750 000 t eröffnet und dieses Kontingent be- 
reits um 100 000 t auf 850 000 t erhöht. Da in den 
Monaten November und Dezember 1968 der Be- 
darf nochmals unerwartet gestiegen war, soll 
dieses Kontingent um weitere 20 000 t auf insge- 
samt 870 000 t erhöht werden. 

2. Der Rat hat mit Entscheidung vom 20. Dezember 
1968 für eine Reihe von Erzeugnissen die auto- 
nomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs bis 
zu der jeweils angegebenen Höhe ausgesetzt, 


u. a. für Lachse, Dornhaie, Pilchards, Seehasen- 
rogen, Sardellen, verschiedene Sorten von Saat- 
kartoffeln, Krabben und Naturkork für die Zeit 
vom 1. Januar 1969 bis 31. Dezember 1969. Bei 
der Mehrzahl dieser Waren wurden die Zoll- 
aussetzungen auch schon in den Vorjahren ge- 
währt. 

Bei sämtlichen der genannten Agrarwaren ist die 
Zollunion zum 1. Juli 1968 noch nicht eingeführt 
worden, so daß die Bundesrepublik hier weiterhin 
verpflichtet ist, die (nationalen) Außenzollsätze 
den EWG-Zollsätzen gemäß Artikel 23 Abs. 1 
des EWG-Vertrages anzugleichen. Bei einem 
Teil der Waren (Lachse, Pilchards, Seehasen- 
rogen und Saatkartoffeln) wird die Angleichung 
außerdem auf Artikel 24 des EWG-Vertrages ge- 
stützt (freiwillige Maßnahme der Mitgliedstaaten 
aus wirtschaftlichen Gründen), weil bei diesen 
Waren infolge der noch nicht eingeführten Zoll- 
union die bisherige Zollsatzlage bestehen bleibt. 
Danach betragen für Agrarwaren die Binnen- 
zölle weiterhin 25 Vo der (nationalen) Ausgangs- 
zollsätze. 

3. Griechenland stehen nach dem Protokoll Nr. 14 
zum Assoziierungsabkommen von 1961 Zollkon- 
tingente für Trinkweine und für Verarbeitungs- 
weine zu den gegenüber den übrigen EWG-Mit- 
gliedstaaten jeweils geltenden Binnenzollsätzen 
zu. Die Zollkontingente für den Kontingentszeit- 
raum 1968/69 (1. November 1968 bis 31. Oktober 
1969) wurden in der vom Bundesminister der 
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Finanzen unmittelbar erlassenen 19. Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1968 auf 
insgesamt 118 500 hl festgesetzt. 

Im Gegensatz zur Bundesrepublik können diese 
Weine aus Griechenland in die Benelux-Staaten 
zollfrei und ohne mengenmäßige Beschränkungen 
eingeführt werden, ausgenommen die Weine mit 
einem Alkoholgehalt über 12 Grad, auf die für 
jedes überschüssige Zehntel Grad Alkohol ein 
Zollsatz erhoben wird. Infolge der noch beste- 
henden Zolldisparitäten zwischen der Bundesre- 
publik und den Benelux-Staaten wurden in letz- 
ter Zeit in vermehrtem Umfang Verarbeitungs- 
weine, insbesondere Brennweine, die ganz oder 
teilweise Weine griechischer Erzeugung enthal- 
ten, über die Benelux-Länder in die Bundesrepu- 
blik eingeführt. Diese Einfuhren verhindern 
jedoch die ordnungsgemäße Durchführung der 
mit Griechenland vereinbarten Zollkontingente 
und verringern auch die Möglichkeiten für den 


Absatz von Industrieweinen aus den übrigen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Die Kommission hat daher nach Einigung mit 
Griechenland am 5. Juni 1968 die Bundesrepu- 
blik ermächtigt, für Verarbeitungsweine, die die 
Gesamtmenge von 228 500 hl (Direkteinfuhren 
von 118 500 hl und Umwegeinfuhren über die 
Benelux-Länder mit 110 000 hl) in dem Zeitraum 
vom 1. November bis 31. Oktober überschreiten, 
eine Ausgleichsabgabe zu erheben. 

In der vorliegenden Verordnung wird nun die 
Austauschbarkeit der beiden Teilmengen vorgese- 
hen, um den deutschen Importeuren die Möglichkeit 
zu verstärkten Direkteinfuhren aus Griechenland 
zu geben. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
da die Maßnahmen sowohl im Interesse der verar- 
beitenden Industrie als auch der Verbraucher liegen, 
der Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 24. April 1969 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/4001 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 24. April 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


angenommen in der 229. Plenarsitzung am 25. April 1969 
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